Satzung
der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
in der Fassung der vierten Anderung
vom 05.12.2006

Aufgrund der 88 33 Abs. 1 und 34 Abs. 1 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1V) hat die Vertreter-
versammlung der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
- nachstehend Kasse genannt - die folgende Satzung
beschlossen:

Abschnitt |

Allgemeine Rechtsgrundlagen

§1
Name, Sitz, Rechtsstellung,
Aufgabe, ortliche Zustandigkeit,
Geschaftsjahr, Veréffentlichungen

(1) Die Kasse fuhrt den Namen Feuerwehr-Unfallkasse
Brandenburg und hat ihren Sitz in Frankfurt (Oder). Sie
ist errichtet mit Verordnung zur Errichtung der Feuer-
wehr-Unfallkasse Brandenburg (FUKV) vom 22.12.1992
(GVBI. 11 S. 794).

(2) Die Kasse ist eine landesunmittelbare rechtsféhige
Kdrperschaft des 6ffentlichen Rechts mit Selbstverwal-
tung. Sie fuhrt ein Siegel nach Maf3gabe der landes-
rechtlichen Bestimmungen.

(3) Die Kasse ist Trager der gesetzlichen Unfallversi-
cherung fur die im Land Brandenburg nach § 2 der
Satzung versicherten Personen.

(4) Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr (Haushaltsjahr).

(5) Die Geschafte der Kasse werden von der Unfallkas-
se Brandenburg gefihrt.

(6) Die offentliche Bekanntmachung der Satzung und
des sonstigen autonomen Rechts sowie sonstige 6ffent-
liche Bekanntmachungen erfolgen im Amtsblatt fir
Brandenburg.

§2
Sachliche Zustandigkeit fur Versicherte

Die sachliche Zustandigkeit der Kasse fiir die bei ihr
versicherten Personen ergibt sich aus § 2 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII). Danach sind,
unbeschadet weiterer gesetzlicher Vorschriften, bei der
Kasse versichert:

1. Personen, die fur die Freiwilligen Feuerwehren ein-
schlie3lich deren Jugendfeuerwehren tatig werden
(8§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB V),

2. alle im Feuerwehrdienst Beschaftigten (8§ 2 Abs. 1
Nr. 1 SGB VII),

3. Lernende und ehrenamtlich Lehrende in Feuerwehr-
schulen, Betriebsstatten, Schulungskursen und ahn-
lichen Einrichtungen im Feuerwehrdienst

(8 2 Abs. 1 Nr. 2 und 12 SGB VII),

4. die Mitglieder von Organen und Ausschissen der
Feuerwehrverbande in Auslibung ihrer Tatigkeit im
Verbandswesen (§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII),

5. Personen, die wie ein nach § 2 Nr. 2 der Satzung
Versicherter tatig werden, auch wenn dies nur voru-
bergehend geschieht, soweit nicht ein anderer Tréa-
ger der gesetzlichen Unfallversicherung zusténdig
ist (§ 2 Abs. 2 SGB VII),

6. die Mitglieder von Organen und Ausschiissen der
Kasse,

7. Personen, die im Brandschutzdienst des erweiterten
Katastrophenschutzes der Stadte und Gemeinden
des Geschéftsgebietes und der Landkreise tétig
sind (8 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII).

§3
Sachliche Zustandigkeit fir Unternehmen

(1) Die Kasse ist zustandig fir die Feuerwehrunterneh-
men und den Brandschutzdienst im erweiterten Katast-
rophenschutz der Stadte und Gemeinden des Ge-

schéaftsgebietes und der Landkreise (8 1 Abs. 1 FUKV).

(2) Auf Antrag wird dem Unternehmer ein Bescheid
Uber die Zustandigkeit der Feuerwehr-Unfallkasse
Brandenburg ausgestellt.
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Organisation

§4
Organe

(1) Fur die Selbstverwaltungsorgane der Kasse und den
Geschéftsfihrer gelten die Vorschriften Uber die Selbst-
verwaltung der Versicherungstrager (88 31, 33 ff. SGB
V).

(2) Selbstverwaltungsorgane der Kasse sind die Vertre-
terversammlung und der Vorstand (8 31 Abs. 1 Satz 1
SGB V).

8§85
Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane

(1) Die Vertreterversammlung besteht aus je fiinf Ver-
tretern der Versicherten und der Arbeitgeber (88 43
Abs. 1 Satz 1 und 2, 44 Abs. 1 Nr. 1 und 51 Abs. 4 SGB
V).

(2) Der Vorstand besteht aus je zwei Vertretern der Ver-
sicherten und der Arbeitgeber (88 43 Abs. 1 Satz 1, 44
Abs. 1 Nr. 1 und 51 Abs. 4 SGB V).

Der Geschéftsfuhrer - im Verhinderungsfall sein Stell-
vertreter - gehort dem Vorstand mit beratender Stimme
an (8 31 Abs. 1 Satz 2 SGB IV).



(3) Ein Mitglied, das verhindert ist, wird durch einen
Stellvertreter vertreten. Stellvertreter sind die als solche
in der Vorschlagsliste benannten und verfligbaren Per-
sonen in der Reihenfolge ihrer Aufstellung.

Mitglieder des Vorstandes, fur die ein erster und ein
zweiter Stellvertreter benannt ist, werden durch die in
der Vorschlagsliste benannten Personen vertreten. Im
Vertretungsfall ist eine Abweichung von der nach § 51
Abs. 4 Satz 2 SGB IV zulassigen Anzahl der Beauftrag-
ten moglich.

(4) Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre Stell-
vertreter kénnen bei der Kasse nicht gleichzeitig Mit-
glieder des Vorstandes oder deren Stellvertreter sein (8
43 Abs. 3 SGB IV).

86
Rechtsstellung der Mitglieder der
Selbstverwaltungsorgane

(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane ben
ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus.

Stellvertreter haben fir die Zeit, in der sie die Mitglieder
vertreten oder andere ihnen Ubertragene Aufgaben
wahrnehmen, die Rechte und Pflichten eines Mitgliedes
(8 40 Abs.1 SGB IV).

(2) Die gewahlten Bewerber werden Mitglieder des
Selbstverwaltungsorgans an dem Tag, an dem die erste
Sitzung des Organs stattfindet; die neugewahlte Vertre-
terversammlung tritt spatestens 5 Monate nach dem
Wahltag zusammen (§ 58 Abs. 1 SGB 1V).

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwal-
tungsorgane betragt sechs Jahre; sie endet jedoch
unabhangig vom Zeitpunkt der Wahl mit dem Zusam-
mentritt der in den néchsten allgemeinen Wahlen neu-
gewdhlten Selbstverwaltungsorgane. Die Mitglieder
bleiben im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt antreten.
Wiederwabhl ist zuléassig (§ 58 Abs. 2 SGB IV).

(4) Der Verlust der Mitgliedschaft in den Selbstverwal-
tungsorganen richtet sich nach 8 59 SGB IV.

(5) Die Haftung der Mitglieder der Selbstverwaltungsor-
gane richtet sich bei Verletzung einer ihnen einem Drit-
ten gegeniber obliegenden Amtspflicht nach § 839 des
Birgerlichen Gesetzbuches und Artikel 34 des Grund-
gesetzes. Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane
haften fur den Schaden, der der Kasse aus einer vor-
satzlichen oder grob fahrlassigen Verletzung der ihnen
obliegenden Pflicht entsteht. Auf Ersatz des Schadens
aus einer Pflichtverletzung kann die Kasse nicht im
voraus, auf einen entstandenen Schadensersatzan-
spruch nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehdrde
verzichten (8§ 42 Abs. 1 bis 3 SGB V).

(6) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane erhalten
fur ihre Aufwendungen eine Entschadigung nach Malf3-
gabe des § 41 SGB IV.

(7) Die Absatze 1 und 4 bis 6 gelten entsprechend fur
die Mitglieder von Ausschissen nach § 9 der Satzung.

87
Vorsitz in den Selbstverwaltungsorganen

(1) Die Selbstverwaltungsorgane wéahlen aus ihrer Mitte
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsit-
zenden (8 62 Abs. 1 Satz 1 SGB IV). Gehort der Vorsit-
zende der Gruppe der Versicherten an, so muss der
Stellvertreter der Gruppe der Arbeitgeber angehdren
und umgekehrt (§ 62 Abs. 1 Satz 2 SGB IV).

(2) Die Vorsitzenden der Selbstverwaltungsorgane
sollen wechselseitig der Gruppe der Versicherten und
der Arbeitgeber angehéren.

(3) Der Vorsitz in den Selbstverwaltungsorganen wech-
selt zwischen dem Vorsitzenden und dem stellvertre-
tenden Vorsitzenden jeweils mit Ablauf des 30. Sep-
tember eines jeden Geschéftsjahres (§ 62 Abs. 3 Satz 1
SGB IV). Nach der Neuwahl eines Organs wechselt der
Vorsitz erstmals mit dem Ablauf des 30. September des
folgenden Geschéftsjahres.

§8
Geschéftsordnungen, Sitzungen und
Beschlussfassung der Selbstverwaltungsorgane

(1) Jedes Selbstverwaltungsorgan gibt sich eine Ge-
schéftsordnung (8 63 Abs. 1 SGB IV).

(2) Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind 6ffent-
lich, soweit sie sich nicht mit personellen Angelegenhei-
ten der Kasse, Grundstiicksgeschéaften oder geheim-
haltungsbedurftigen Tatsachen (§ 35 SGB [) befassen.
Fur weitere Beratungspunkte kann in nichtoffentlicher
Sitzung die Offentlichkeit ausgeschlossen werden; der
Beschluss ist in dffentlicher Sitzung bekannt zu geben
(8 63 Abs. 3 Satz 2 und 3 SGB V).

Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht 6ffentlich

(8 63 Abs. 3 Satz 1 SGB IV).

(3) Die Selbstverwaltungsorgane sind beschlussfahig,
wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemaf geladen
sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und
stimmberechtigt ist. Ist ein Selbstverwaltungsorgan
nicht beschlussfahig, kann der Vorsitzende anordnen,
dass in der néchsten Sitzung Uber den Gegenstand der
Abstimmung auch dann beschlossen werden kann,
wenn die in Satz 1 bestimmte Mehrheit nicht vorliegt;
hierauf ist in der Ladung zur nachsten Sitzung hin-
zuweisen (8§ 64 Abs.1 SGB IV).

(4) Der Vorstand kann in eiligen Fallen ohne Sitzung
schriftlich abstimmen (8 64 Abs. 3 Satz 1 SGB V).

(5) Die Vertreterversammlung kann schriftlich abstim-
men (§ 64 Abs. 3 SGB 1V), wenn es sich handelt um:

1. Unfallverhiitungsvorschriften,

2. Angelegenheiten, in denen in einer Sitzung der
Vertreterversammlung oder einem ihrer Ausschiisse
nach mindlicher Vorberatung bereits grundsatzlich
Ubereinstimmung erzielt worden ist,

3. Angelegenheiten, die von der Vertreterversammlung
oder einem ihrer Ausschiisse beraten worden sind
und Uber die auf Beschluss der Vertreterversamm-
lung schriftlich abzustimmen ist,



4. Angleichung des Wortlauts von Bestimmungen der
Kasse, die sich nach Gesetzesanderungen oder
héchstrichterlichen Entscheidungen zwingend erge-
ben oder textliche Anderungen aufgrund von Anre-
gungen der Aufsichtsbehdrde im Genehmigungs-
verfahren.

(6) Widerspricht mindestens ein Funftel der Mitglieder
des Selbstverwaltungsorgans der schriftlichen Abstim-
mung, so ist Uber die Angelegenheit in der nachsten
Sitzung zu beraten und abzustimmen (§ 64 Abs. 3 Satz
3 SGB V).

(7) Die Beschliisse werden, soweit Gesetz oder sonsti-
ges Recht (8 30 der Satzung) nichts Abweichendes
bestimmen, mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst. Bei Stimmengleichheit wird die Abstim-
mung nach erneuter Beratung wiederholt. Ergibt sich
die Stimmengleichheit bei einer schriftlichen Abstim-
mung, wird tber die Angelegenheit in der nachsten
Sitzung des Selbstverwaltungsorgans beraten und
erneut abgestimmt. Kommt auch bei einer zweiten
Abstimmung eine Mehrheit nicht zustande, so gilt der
Antrag als abgelehnt (§ 64 Abs. 2 SGB V).

(8) Der Vorstand kann zu Tagesordnungspunkten, bei
denen wesentliche Fragen der Gesundheit beriihrt
werden, einen auf den jeweiligen Gebieten der Sozial-
medizin und der Sozialversicherung fachlich einschlagig
erfahrenen Arzt mit beratender Stimme hinzuziehen (8§
63 Abs. 5 SGB IV).

8§89
Ausschisse

(1) Die Selbstverwaltungsorgane kdnnen Ausschisse
bilden; sie regeln bei Bedarf das Verfahren dieser Aus-
schisse. Zu Mitgliedern kdnnen bis zur Halfte der Mit-
glieder einer jeden Gruppe auch Stellvertreter von Mit-
gliedern des Organs bestellt werden. Die Organe kon-
nen die Stellvertretung fir die Ausschussmitglieder
abweichend von § 43 Abs. 2 SGB IV regeln (§ 66 Abs.
1SGB V).

(2) Den Ausschiissen kann die Erledigung einzelner
Aufgaben, mit Ausnahme der Rechtsetzung, tibertragen
werden. Fir die Beratung und Beschlussfassung gelten
88 63 und 64 SGB IV entsprechend.

§10
Beanstandung von Beschlissen
der Selbstverwaltungsorgane

(1) Verstol3t der Beschluss eines Selbstverwaltungsor-
gans gegen Gesetz oder sonstiges fiir die Kasse mal3-
gebendes Recht, hat der Vorsitzende des Vorstandes
den Beschluss schriftlich und mit Begriindung zu bean-
standen und dabei eine angemessene Frist zur erneu-
ten Beschlussfassung zu setzen. Die Beanstandung hat
aufschiebende Wirkung (§ 38 Abs. 1 SGB IV).

(2) Verbleibt das Selbstverwaltungsorgan bei seinem
Beschluss, hat der Vorsitzende des Vorstandes die
Aufsichtsbehérde zu unterrichten. Die aufschiebende
Wirkung bleibt bis zu einer Entscheidung der Auf-

sichtsbehorde, langstens bis zum Ablauf von zwei Mo-
naten nach ihrer Unterrichtung, bestehen (§ 38 Abs. 2
SGB V).

§11
Aufgaben der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung hat insbesondere folgende
Aufgaben:

1. den Vorsitzenden der Vertreterversammlung und
seinen Stellvertreter zu wahlen und abzuberufen
(8 62 Abs. 1 und 5 SGB V),

2.  die Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertre-
ter zu wahlen (§ 52 SGB V),

3. inden Fallen des § 59 Abs. 4 Satz 2 SGB IV Uber
Amtsentbindungen und -enthebungen zu ent-
scheiden,

4.  die Satzung und sonstiges autonomes Recht der
Kasse zu beschlief3en (§ 33 Abs. 1 SGB IV, § 30
der Satzung),

5. die Geschéftsordnung der Vertreterversammiung
zu beschlieen und zu &ndern (§ 63 Abs. 1 SGB
V),

6. die Unfallverhitungsvorschriften zu beschlieRen
(8 15 SGB VII, § 25 der Satzung),

7. den Haushaltsplan (§ 70 Abs. 1 Satz 2 SGB V)
festzustellen sowie das Nahere Uber die Beitrage
(8 21 der Satzung), die Betriebsmittel und die
Ricklage (8§ 22 der Satzung) zu bestimmen,

8. dem Vorstand und dem Geschéftsfuhrer wegen der
Jahresrechnung Entlastung zu erteilen (8 77 Abs. 1
Satz 2 SGB IV),

9. die Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber
in den Widerspruchsausschuss zu bestellen (8 18
Abs. 4 der Satzung),

10. auf Vorschlag des Vorstandes fir die Mitglieder der
Selbstverwaltungsorgane und Ausschiisse der
Kasse die Entschadigung nach § 6 Abs. 6 der Sat-
zung zu beschlieRen (§ 41 Abs. 4 SGB 1V),

11. Uber Einrichtungen nach § 140 Abs. 2 SGB VIl zu
beschlieRen,

12. die Kasse gegenuber dem Vorstand und dessen
Mitgliedern zu vertreten (§ 33 Abs. 2 Satz 1 SGB
IV, 8 15 Abs. 3 der Satzung),

13. Uber sonstige Angelegenheiten zu beschlie3en, die
der Vertreterversammlung durch Gesetz oder sons-
tiges fur die Kasse mal3gebendes Recht zugewie-
sen sind oder vom Vorstand oder von der Auf-
sichtsbehoérde vorgelegt werden.

§12
Aufgaben des Vorstandes



(1) Der Vorstand verwaltet die Kasse und vertritt diese
nach Maf3gabe des § 15 der Satzung gerichtlich und
aulRergerichtlich, soweit Gesetz oder sonstiges fur die
Kasse maRRgebendes Recht nichts Abweichendes
bestimmen (8 35 Abs. 1 Satz 1 SGB V).

(2) Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:

1.

10.

11.

12.

13.

den Vorsitzenden des Vorstandes und seinen
Stellvertreter zu wéhlen und abzuberufen (§ 62
Abs. 1 und 5 SGB V),

die Anderungen in der Zusammensetzung der
Selbstverwaltungsorgane nach § 60 Abs. 3 Satz
1, Abs. 4 Satz 2 SGB IV mitzuteilen,

Amtsentbindungen und -enthebungen vorzuneh-
men (88 59 Abs. 2 bis 4, 36 Abs. 2 Satz 1, 2.
Halbsatz SGB V),

Uber die Ergénzung der Selbstverwaltungsorgane
zu beschlieRBen (8§ 60 Abs. 1 bis 4 SGB V),

den Haushaltsplan aufzustellen (§ 70 Abs. 1 Satz
1 SGB IV),

Uber MaRnahmen der vorlaufigen Haushaltsfiih-
rung, dberplanmafige und auf3erplanmafige
Ausgaben sowie Verpflichtungserméchtigungen
zu beschlieRen (88 72 bis 74, 75 Abs. 1 Satz 2
SGB IV),

Uber die durch die Beitragsordnung (Anhang zu
§ 21 der Satzung) zugewiesenen Angelegenhei-
ten zu beschlief3en (88 7 und 8 der Beitragsord-
nung),

Richtlinien Gber die Verwaltung des Vermdgens
und der Ricklage zu beschlief3en,

Uber genehmigungspflichtige Vermdgensanlagen,
insbesondere den Erwerb von Grundstucken und
grundstiicksgleichen Rechten, die Errichtung, Er-
weiterung oder den Umbau von Geb&uden sowie
Uber Darlehen fir gemeinnitzige Zwecke und die
Beteiligung an gemeinnitzigen Einrichtungen so-
wie Uber die VerauRerung und Belastung von
Grundstlicken zu beschliefRen,

die Geschaftsordnung des Vorstandes und deren
Anderungen zu beschlieen (§ 63 Abs. 1 SGB
V),

Richtlinien fir die Fihrung der Verwaltungsge-
schéfte zu erlassen, soweit diese dem Geschafts-
fuhrer obliegen (§ 35 Abs. 2 SGB V),

der Vertreterversammlung die Hohe der Entsché-
digung fur die Mitglieder der Selbstverwaltungs-
organe und der Ausschisse der Kasse nach § 41
Abs. 4 Satz 1 SGB IV vorzuschlagen,

die Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber
fur den Rentenausschuss zu bestellen (§ 18 Abs.
3 der Satzung) und die Richtlinien fir die Fiihrung
der Verwaltungsgeschéfte der besonderen Aus-
schiisse nach

§ 18 Abs. 1 der Satzung zu erlassen (§ 36 a Abs.
1 Satz 2 SGB |V, § 18 Abs. 6 der Satzung),

14. Richtlinien fir die Unfallverhitung und die Erste
Hilfe bei Unféllen sowie Durchfiihrungsanwei-
sungen zu Unfallverhiitungsvorschriften zu be-
schlieRen,

15. die Aufgabe der Einspruchsstelle nach dem Ord-
nungswidrigkeitengesetz (OWiG) wahrzunehmen,

16. Uber sonstige Angelegenheiten zu beschliel3en,
die der Vertreterversammlung vorzulegen sind
(8 11 Nr. 13 der Satzung),

17. Uber sonstige Angelegenheiten zu beschlie3en,
die dem Vorstand durch Gesetz oder sonstiges flr
die Kasse malRgebendes Recht zugewiesen sind
oder vom Geschéaftsfiihrer vorgelegt werden.

8§13
Geschaftsfihrer

(1) Geschéftsfuhrer der Kasse ist der Geschéaftsfuhrer
der Unfallkasse Brandenburg, im Verhinderungsfall sein
Stellvertreter.

Der Geschaftsfuhrer fiihrt hauptamtlich die laufenden
Verwaltungsgeschafte, soweit Gesetz oder sonstiges
fur die Kasse maRgebendes Recht nichts Abweichen-
des bestimmen, und vertritt die Kasse insoweit gericht-
lich und auRergerichtlich (§ 36 Abs. 1 SGB V).

(2) Dem Geschéftsfiihrer obliegt die Verhdngung von
Geldbuf3en nach dem OWiG.

(3) Der Vorstand kann dem Geschéftsfuhrer weitere
Verwaltungsgeschéfte zur selbsténdigen Erledigung
Ubertragen.

§14
Vollzug der Beschliisse
der Selbstverwaltungsorgane

Die Beschliisse der Selbstverwaltungsorgane werden,
soweit nicht kraft Gesetzes der Vorstand zustandig ist,
durch den Geschaftsfiihrer vollzogen.

§15
Vertretung der Kasse

(1) Die Kasse wird nach MaRRgabe der Satzung durch
den Vorstand (§ 12 der Satzung), den Geschéftsfiihrer
(8 13 der Satzung) bzw. die Vertreterversammlung

(8 11 Nr. 12 der Satzung) vertreten.

(2) Soweit die Vertretung der Kasse dem Vorstand
obliegt (8 12 der Satzung), erfolgt sie durch den Vorsit-
zenden des Vorstandes, im Verhinderungsfall durch
seinen Stellvertreter. Im Einzelfall kann der Vorstand
auch einzelne Mitglieder des Vorstandes zur Vertretung
der Kasse bestimmen

(8 35 Abs. 1 Satz 2 SGB IV).

(3) Das Vertretungsrecht der Vertreterversammlung
gegenuber dem Vorstand und dessen Mitgliedern



(8 33 Abs. 2 Satz 2 SGB 1V, § 11 Nr. 13 der Satzung)
wird gemeinsam durch die Vorsitzenden der Vertreter-
versammlung ausgeubt.

(4) Bei schriftlichen Willenserklarungen im Namen der
Kasse hat der Vertretende unter Angabe seiner zur
Vertretung berechtigenden Funktion (Vorsitzender des
Vorstandes bzw. zur Vertretung bestimmtes Vor-
standsmitglied, Geschéftsfihrer, Vorsitzender bzw.
stellvertretender Vorsitzender der Vertreterversamm-
lung) der Bezeichnung der Kasse seinen ausgeschrie-
benen Familiennamen eigenhandig beizufiigen. Das
Siegel der Kasse (8 1 Abs. 2 Satz 2 der Satzung) kann
hinzugefugt werden. Der Stellvertreter hat im Vertre-
tungsfall entsprechend zu zeichnen; er fligt die Worte
“In Vertretung® = “L.V.“ bei. In den Fallen des § 13 Abs.
2 der Satzung ist bei schriftlicher Erklarung der Zusatz
“Fir den Vorstand" vorzusetzen.
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Entschadigungsleistungen und Verfahren

§16
Gesetzliche Leistungen,
Hochstjahresarbeitsverdienst

(1) Die Kasse gewahrt Entschadigungsleistungen fur
Versicherungsfalle nach den Vorschriften der Sozialver-
sicherungsgesetze, insbesondere des Sozialgesetzbu-
ches und der Satzung.

(2) Der Hochstjahresarbeitsverdienst betragt das Zwei-
einhalbfache der im Zeitpunkt des Versicherungsfalles
mafRgebenden BezugsgroRe (8 85 Abs. 2 Satz 2 SGB

Vi),

§17
Mehrleistungen

Die Kasse gewahrt Mehrleistungen (§ 94 SGB VII) nach
MaRgabe des Anhangs zu dieser Vorschrift (Bestim-
mungen von Mehrleistungen).

§18
Rentenausschuss, Widerspruchsausschuss

(1) Dem Rentenausschuss wird gemaR3 § 36 a Abs. 1
SGB IV die Entscheidung Uber Leistungen in folgenden
Fallen Ubertragen:

a) die erstmalige Entscheidung Uber Renten, Entschei-
dungen Uber Rentenerhdhungen, Rentenherabset-
zungen und Rentenentziehungen wegen Anderung
der gesundheitlichen Verhéltnisse,

b) Entscheidungen Uber Abfindungen mit Gesamtver-
gltungen, Renten als vorlaufige Entschadigungen,
laufende Beihilfen und Leistungen bei Pflegebeddirf-
tigkeit.

Der Erlass von Widerspruchsbescheiden wird dem
Widerspruchsausschuss tbertragen (besondere Aus-
schisse gem. 8 36 a Abs. 1 Satz 1 SGB V).

(2) Im Rentenausschuss wirken nach Maf3gabe des
Absatzes 3 je ein Vertreter der Versicherten und der
Arbeitgeber sowie der Geschéftsfihrer oder ein von ihm
beauftragter Bediensteter der Kasse mit. Beratung und
Beschlussfassung des Rentenausschusses erfolgen in
nichtoéffentlicher Sitzung. Die nach Satz 1 mitwirkungs-
berechtigten Mitglieder des Rentenausschusses haben
gleiches Stimmrecht. Die Beschliisse werden mit einfa-
cher Mehrheit gefasst.

(3) Der Vorstand bestellt fir den Rentenausschuss
jeweils mindestens zwei, héchstens sechs Vertreter der
Versicherten und der Arbeitgeber, die einzeln, in alpha-
betischer Reihenfolge nach jeder Ausschusssitzung
wechselnd ihre Gruppe im Rentenausschuss vertreten.
Die Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber
muissen nicht Mitglied eines Selbstverwaltungsorgans
sein, jedoch die Voraussetzung der Wahlbarkeit als
Mitglied eines Selbstverwaltungsorgans der Kasse
erflllen (8 36 a Abs. 2 Satz 2 SGB V). Fur sie gilt

8§ 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 6 der Satzung mit der
MaRgabe, dass ihre Amtsdauer friithestens mit Ablauf
des Geschéftsjahres endet, in dem die nachsten allge-
meinen Wahlen (8 45 Abs. 1 Satz 1 SGB 1V) stattfin-
den, sofern sie nicht zuvor ihre Mitgliedschaft in ent-
sprechender Anwendung des 8 59 Abs. 1 bis 3 SGB IV
verlieren. Ist ein nach Satz 1 mitwirkungsberechtigtes
Ausschussmitglied verhindert, ist der Vertreter seiner
Gruppe mitwirkungsberechtigt, der sich zur Mitwirkung
bereit erklart.

(4) Fur den Widerspruchsauschuss gelten die Abséatze
2 und 3 mit der MaRRgabe, dass die Vertreter der Versi-
cherten und der Arbeitgeber von der Vertreter-
versammlung bestellt werden. Fur die Amtsentbindung/-
enthebung der Mitglieder des Widerspruchsausschus-
ses, die Vertreter der Versicherten oder der Arbeitgeber
sind, gilt zusétzlich § 59 Abs. 4 SGB IV entsprechend.

(5) Die Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber
kodnnen jeweils nur fir einen der Ausschiisse nach
Absatz 1 bestellt werden.

(6) Der Vorstand erlasst Richtlinien fir die Fihrung der
Verwaltungsgeschéfte der besonderen Ausschiisse
(8 36 a Abs.1 Satz 2 SGB IV).

Abschnitt IV

Pflichten der Unternehmer

§19
Anzeige des Versicherungsfalles

(1) Der Unternehmer hat binnen drei Tagen, nachdem
er von dem Versicherungsfall (8 7 Abs. 1 SGB VII)
Kenntnis erhalten hat, der Kasse in zweifacher Ausferti-
gung auf dem vorgeschriebenen Vordruck anzuzeigen:

1. jeden Unfall, durch den ein im Unternehmen tatiger
Versicherter getétet oder so verletzt worden ist,
dass er stirbt oder fur mehr als drei Tage arbeitsun-
fahig wird,



2. jeden Unfall, den ein im Unternehmen tatiger Versi-
cherter erleidet, der nicht Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse ist, wenn arztliche Behandlung in An-
spruch genommen wird oder andere Kosten entste-
hen, auch wenn die Voraussetzung der Nr. 1 nicht
vorliegt,

3. jeden Unfall, den Personen erleiden, die im Brand-
schutzdienst des erweiterten Katastrophenschutzes
der Stadte und Gemeinden und der Landkreise tétig
sind.

Stirbt der Verletzte infolge des Unfalles, ist die Anzeige
auch der Ordnungsbehdrde des Unfallortes zu erstat-
ten.

(2) Eine weitere Ausfertigung der Anzeige ist dem
Kreisbrandmeister, in kreisfreien Stadten dem Leiter der
Feuerwehr zu libersenden.

(3) Unfalle, bei denen mehr als drei Personen verletzt
werden, oder Unfélle mit Todesfolge sind der Kasse
auRRerdem sofort fernmiindlich oder telegraphisch mitzu-
teilen. Dies gilt auch dann, wenn behauptet oder vermu-
tet wird, dass der spéter eingetretene Tod nicht Unfall-
folge sei.

(4) Haben Unternehmer im Einzelfall Anhaltspunkte,
dass bei Versicherten ihrer Unternehmen eine Berufs-
krankheit vorliegen kénnte, haben sie diese der Kasse
anzuzeigen (8§ 193 Abs. 2 SGB VII).

(5) Auf Verlangen der Kasse haben die Unternehmen
im Einzelfall zur Klarung von Leistungsanspriichen
sowie zur Aufklarung von besonderen Gefahrdungen
auch dann eine Anzeige zu erstatten, wenn ein Versi-
cherungsfall keine oder eine weniger als drei Tage
andauernde Arbeitsunfahigkeit verursacht hat.

(6) Alle Unternehmer, die der allgemeinen Arbeits-
schutzaufsicht unterstehen, haben eine Kopie der An-
zeige der fir den Arbeitsschutz zustandigen Landes-
behorde zu ubersenden (8 193 Abs. 7 SGB ViII).

§20
Unterstitzung der Kasse durch die Unternehmer

(1) Uber die gesetzlich im einzelnen festgelegten Pflich-
ten hinaus haben die Unternehmer die Kasse bei der
Durchfiihrung der Unfallversicherung zu unterstiitzen (8
191 SGB VI).

Die Unterstutzungspflicht bezieht sich insbesondere
auf:

1. die Verhitung von Versicherungsféllen, die Abwen-
dung von arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren
sowie die Vorsorge fiir eine wirksame Erste Hilfe,

2. die Erforschung von Risiken und Gesundheitsgefah-
ren fir die Versicherten,

3. die Feststellung, ob ein Versicherungsfall vorliegt,

4. die Feststellung der Zustandigkeit und des Versi-
cherungsstatus,

5. die medizinische und berufliche Rehabilitation.

Die Unternehmer haben ferner auf Verlangen der Kasse
die Auskiinfte zu geben und die Beweisurkunden vorzu-
legen, die zur Erfillung ihrer gesetzlichen Aufgaben
erforderlich sind.

(2) Der Unternehmer hat der Kasse jede den Betrieb
betreffende Anderung, welche fir die Zugehdérigkeit zur
Kasse oder fur die Veranlagung wichtig ist, binnen ei-
nes Monats schriftlich anzuzeigen. Das gilt insbesonde-
re fir den Wechsel in der Person des Unternehmers,
die Eréffnung, Verlegung und Einstellung eines Betrie-
bes (88 192 Abs. 1 und 2, 150 Abs. 4 SGB VII).

Abschnitt V

Aufbringung der Mittel

§21
Beitrage

(1) Die Mittel fir die Ausgaben der Kasse, die ausweis-
lich des geméaf § 70 Abs. 1 Satz 1 SGB IV festgestell-
ten Haushaltsplanes nicht durch sonstige Einnahmen
gedeckt sind, werden im Wege der Umlage nach nahe-
rer Bestimmung des Anhangs zu dieser Vorschrift (Bei-
tragsordnung) durch zu entrichtende Beitrdge der zuge-
horigen Unternehmen aufgebracht. Die Beitrage miis-
sen den Bedarf des Kalenderjahres, fiir das die Beitra-
ge erhoben werden, einschlie3lich der in diesem Zeit-
raum zur Ansammlung der Ricklage (§ 82 SGB V) und
der Betriebsmittel (8 81 SGB 1V) nétigen Betrage de-
cken (8 21 SGB V).

(2) Die Beitragsordnung regelt insbesondere die Veran-
lagung der zugehorigen Unternehmen, die Erhebung
von Vorschiissen auf die Beitrage (88 164 Abs. 1, 185
Abs. 1, 2 und 4 SGB VII), den Saumniszuschlag (§ 24
SGB V), die Stundung und die Beitreibung der Riick-
sténde von Beitragen, Beitragsvorschiissen, Saumnis-
zuschlagen sowie Stundungszinsen.

§22
Betriebsmittel, Ricklage

(1) Zur Bestreitung der laufenden Ausgaben sowie zum
Ausgleich von Einnahme- und Ausgabeschwankungen
soll ein Betriebsmittelbestand im Sinne von § 81 SGB
IV bis zu einem Drittel des Jahresbetrages der Aufwen-
dungen des abgelaufenen Geschéftsjahres (vier Mo-
natsaufwendungen) angesammelt werden. Das Néhere
bestimmt die Vertreterversammlung (§ 11 Nr. 7 der
Satzung).

(2) Zur Sicherstellung der Leistungsféahigkeit ist eine
Rucklage im Sinne von § 82 SGB IV in H6he von einem
Viertel des Jahresbetrages der Aufwendungen des
abgelaufenen Geschéftsjahres (drei Monatsaufwendun-
gen) zu bilden. Das Néhere bestimmt die Vertreterver-
sammlung (8 11 Nr. 7 der Satzung).

§23
Haushaltsplan, Rechnungswesen,



Abnahme der Jahresrechnung

(1) Die Kasse stellt fur jedes Kalenderjahr einen Haus-
haltsplan auf (§ 67 Abs. 1 SGB IV).

(2) Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
richtet sich nach den Vorschriften des Vierten Buches
des Sozialgesetzbuches, nach der Verordnung tber
das Haushaltswesen in der Sozialversicherung (SVHV),
nach der Sozialversicherungs-Rechnungsverordnung
(SVRV) und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
Uber das Rechnungswesen in der Sozialversicherung
(SRVWV) in der jeweils gultigen Fassung.

(3) Der Vorstand bestellt zur Prifung der Jahresrech-
nung geeignete Sachverstandige. Uber das Ergebnis
der Priifung ist ein Prifbericht aufzustellen (8 31
SVHV).

(4) Der Vorstand hat die geprufte Jahresrechnung zu-

sammen mit dem Priifbericht und einer Stellungnahme
zu den Feststellungen des Priifberichtes der Vertreter-
versammlung zur Entlastung vorzulegen (§ 32 SVHV).

Abschnitt VI

Pravention

8§24
Grundséatze

Die Kasse hat mit allen geeigneten Mitteln flr die Ver-
hitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und flr eine
wirksame Erste Hilfe zu sorgen. Sie soll dabei auch den
Ursachen von arbeitsbedingten Gefahren fiir Leben und
Gesundheit nachgehen. Bei der Verhitung arbeitsbe-
dingter Gesundheitsgefahren arbeitet die Kasse mit den
Krankenkassen zusammen

(§ 14 SGB VII).

§25
Unfallverhlitungsvorschriften

(1) Die Kasse erlasst als autonomes Recht Unfallverhi-
tungsvorschriften tber:

1. Einrichtungen, Anordnungen und MafRnahmen,
welche die Unternehmer zur Verhiitung von Arbeits-
unféllen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren zu treffen haben, sowie die
Form der Ubertragung dieser Aufgaben auf andere
Personen (8 15 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII),

2. das Verhalten der Versicherten zur Verhitung von
Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren (8 15 Abs. 1 Nr. 2
SGB Vi),

3. vom Unternehmer zu veranlassende arbeitsmedizi-
nische Untersuchungen und sonstige arbeitsmedizi-
nische MaRnahmen vor, wahrend und nach der Ver-
richtung von Arbeiten, die fur Versicherte oder Dritte
mit arbeitsbedingten Gefahren fiir Leben und Ge-

sundheit verbunden sind (8 15 Abs. 1 Nr. 3 SGB
Vi),

4. Voraussetzungen, die der Arzt, der mit Untersu-
chungen oder MaRnahmen nach Nummer 3 beauf-
tragt ist, zu erfiillen hat, sofern die arztliche Unter-
suchung nicht durch eine staatliche Rechtsvorschrift
vorgesehen ist (§ 15 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII),

5. die Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe
durch den Unternehmer (§ 15 Abs. 1 Nr. 5 SGB VII),

6. die MalRnahmen, die der Unternehmer zur Erfillung
der sich aus dem Gesetz uber Betriebséarzte, Si-
cherheitsingenieure und andere Fachkréfte fur Ar-
beitssicherheit ergebenden Pflichten fir Beschéftig-
te zu treffen hat (8 15 Abs. 1 Nr. 6 SGB VII),

7. die Zahl der Sicherheitsbeauftragten, die nach § 22
SGB VIl unter Beriicksichtigung der in den Unter-
nehmen fur Leben und Gesundheit der Versicherten
bestehenden arbeitsbedingten Gefahren und der
Zahl der Beschaftigten zu bestellen sind (§ 15 Abs.
1 Nr. 7 SGB V).

(2) Die Unfallverhutungsvorschriften werden von der
Vertreterversammlung beschlossen (§ 11 Nr. 6 der
Satzung).

(3) Die Kasse unterrichtet die Unternehmer durch Be-
kanntmachung im Amtlichen Anzeiger - Beilage zum
Amtsblatt fir Brandenburg - Gber die Unfallverhiitungs-
vorschriften (§ 15 Abs. 5 SGB VII) und die BuR3geldvor-
schrift des § 209 SGB VIl gemaf § 1 Abs. 6 der Sat-
zung. Die Unternehmer sind zur Unterrichtung der Ver-
sicherten verpflichtet (§ 15 Abs. 5 SGB VII).

§ 26
Uberwachung und Beratung der Unternehmen

Die Kasse iiberwacht die Durchfiihrung der Ma3nah-
men zur Verhutung von Arbeitsunféllen, Berufskrankhei-
ten, arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und fur eine
wirksame Erste Hilfe in den Unternehmen und beréat die
Unternehmer und die Versicherten. Sie kann im Einzel-
fall anordnen, welche MaRnahmen Unternehmer und
Versicherte zur Erfillung ihrer Pflichten aufgrund der
Unfallverhitungsvorschriften oder zur Abwendung be-
sonderer Unfall- und Gesundheitsgefahren zu treffen
haben (8 17 Abs. 1 SGB VII).

§27
Aufsichtspersonen

(1) Die Kasse uberwacht durch Aufsichtspersonen die
Durchfiihrung der Pravention und beréat ihre zugehori-
gen Unternehmen.

(2) Zur Uberwachung der MaRnahmen zur Verhiitung
von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten, arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren und fir eine wirksame
Erste Hilfe sind die Aufsichtspersonen inshesondere
befugt (§ 19 SGB VII):



1. zu den Betriebs- und Geschéftszeiten Grundstiicke
und Betriebsstéatten zu betreten, zu besichtigen und
zu prufen,

2. von dem Unternehmer die zur Durchfuhrung ihrer
Uberwachungsaufgabe erforderlichen Auskiinfte zu
verlangen,

3. geschaftliche und betriebliche Unterlagen des Un-
ternehmens einzusehen, soweit es die Durchfih-
rung ihrer Uberwachungsaufgabe erfordert,

4. Arbeitsmittel und personliche Schutzausristungen
sowie ihre bestimmungsgemafe Verwendung zu
prufen,

5. Arbeitsverfahren und Arbeitsablaufe zu untersuchen
und insbesondere das Vorhandensein und die Kon-
zentration geféhrlicher Stoffe und Zubereitungen zu
ermitteln oder, soweit die Aufsichtspersonen und der
Unternehmer die erforderlichen Festlegungen nicht
treffen konnen, auf Kosten des Unternehmers ermit-
teln zu lassen,

6. gegen Empfangsbescheinigung Proben nach ihrer
Wabhl zu fordern oder zu entnehmen; soweit der Un-
ternehmer nicht ausdriicklich darauf verzichtet, ist
ein Teil der Proben amtlich verschlossen oder ver-
siegelt zurlickzulassen,

7. zu untersuchen, ob und auf welche betriebliche
Ursache ein Unfall, eine Erkrankung oder ein Scha-
densfall zuriickzuflinren ist,

8. die Begleitung durch den Unternehmer oder eine
von ihm beauftragte Person zu verlangen.

(3) Die Aufsichtspersonen sind berechtigt, bei Gefahr im
Verzug sofort vollziehbare Anordnungen zur Abwen-
dung von arbeitsbedingten Gefahren fur Leben oder
Gesundheit der Versicherten zu treffen (§ 19 Abs. 2
SGB VII)

§28
Sicherheitsbeauftragte

(1) Jeder Unternehmer hat die nach § 22 SGB VI er-
forderlichen Sicherheitsbeauftragten zu bestellen. Die
Sicherheitsbeauftragten haben den Wehrfuhrer bei der
Durchfiihrung der MaBnahmen zur Verhitung von Ar-
beitsunféallen und Berufskrankheiten zu unterstiitzen,
insbesondere sich von dem Vorhandensein und der
ordnungsgemafen Benutzung der vorgeschriebenen
Schutzeinrichtungen und persoénlichen Schutzausris-
tungen zu Uberzeugen und auf Unfall- und Gesund-
heitsgefahren fur die Versicherten aufmerksam zu ma-
chen (8§ 22 Abs. 2 SGB VII).

(2) Die Sicherheitsbeauftragten dirfen wegen der Erfil-
lung der ihnen Ubertragenen Aufgaben nicht benachtei-
ligt werden (§ 22 Abs. 3 SGB VII).

§29
Aus- und Fortbildung

(1) Die Kasse sorgt fur die erforderliche Aus- und Fort-
bildung der Personen in den Unternehmen, die mit der

Durchfiihrung der MaRnahmen zur Verhltung von Ar-
beitsunféllen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie mit der Ersten Hilfe betraut
sind. Sie halt die Unternehmer und die Versicherten zur
Teilnahme an Aus- und Fortbildungslehrgangen an (8
23 Abs. 1 S. 1und 3 SGB VII).

(2) Die Kasse tragt die unmittelbaren Kosten ihrer Aus-
und FortbildungsmaRnahmen sowie erforderliche Fahrt-
, Verpflegungs- und Unterbringungskosten. Bei Aus-
und FortbildungsmaRnahmen fiur Ersthelfer, die von
Dritten durchgefiihrt werden, tragt die Kasse nur die
Lehrgangsgebiihren (§ 23 Abs. 2 SGB VII).

Abschnitt VII

Schlussbestimmungen

§30
Erlass und Anderung der Satzung

Zum Erlass oder zur Anderung der Satzung ist die An-
wesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder
und eine Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder der Vertreterversammlung
erforderlich. Ist die Vertreterversammlung nicht be-
schlussfahig, kann der Vorsitzende anordnen, dass in
der nachsten Sitzung Uber den Gegenstand der Ab-
stimmung auch dann beschlossen werden kann, wenn
die in Satz 1 bestimmte Mehrheit nicht vorliegt; hierauf
ist in der Ladung zur néchsten Sitzung hinzuweisen.

§31
Inkrafttreten
Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.1999 in Kraft.
Die Satzung der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

vom 21.03.1994 tritt mit Ablauf des 31.12.1998 aul3er
Kraft.

Frankfurt (Oder), den 10. Dezember 1998

Fur die Vertreterversammlung
der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
Der stellvertretende Vorsitzende

J. Emmerling



ANHANG

zu § 17 der Satzung der
Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg

Bestimmungen Uber die
Gewahrung von Mehrleistungen

Aufgrund des § 94 Abs. 1 SGB VIl in Verbindung mit §
17 der Satzung der Kasse hat die Vertreterversamm-
lung folgende Bestimmungen beschlossen:

81
Personenkreis

(1) Mehrleistungen erhalten Personen:

a) die in Unternehmen zur Hilfe bei Ungliicksfallen
unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tétig sind
oder zur Hilfeleistung herangezogen werden oder an
Ausbildungsveranstaltungen dieser Unternehmen
teilnehmen (8 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII),

b) die fir Korperschaften, Anstalten oder Stiftungen
des offentlichen Rechts oder deren Verbande oder
Arbeitsgemeinschaften ehrenamtlich tatig sind oder
an Ausbildungsveranstaltungen fur diese Tatigkeit
teilnehmen,

sowie deren Hinterbliebene.

(2) Die im Absatz 1 genannten Personen erhalten Mehr-
leistungen auch dann, wenn sie im Brandschutz des
Katastrophenschutzes einschlief3lich des erweiterten
Katastrophenschutzes tétig werden.

§2
Rechtsanspruch

(1) Anspruch auf Mehrleistungen wahrend der Heilbe-
handlung und der Berufshilfe besteht, solange der Ver-
letzte infolge des Versicherungsfalles arbeitsunféahig im
Sinne der Krankenversicherung ist, wegen einer Maf3-
nahme der Heilbehandlung eine ganztagige Erwerbsta-
tigkeit nicht ausiiben kann oder Ubergangsgeld nach §
49 SGB VIl erhalt. Die Mehrleistung wird von dem Tage
an gewabhrt, ab dem die Arbeitsunféhigkeit &rztlich fest-
gestellt wird.

(2) Bei Gewahrung einer Verletztenrente oder beim Tod
des Versicherten infolge eines Versicherungsfalles sind
Mehrleistungen an die Anspruchsberechtigten zu zah-
len.

(3) Die Mehrleistungen werden nicht gewahrt, wenn
dadurch andere Beziige der Verletzten oder Hinterblie-
benen wegen der Gewahrung von Mehrleistungen ru-
hen oder entzogen wirden.

(4) Die Mehrleistungen werden mit gesonderten Be-
scheiden festgestellt.

§3
Mehrleistungen wéahrend der Heilbehandlung und
der Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben

(1) Fur den Zeitraum der arztlich festgestellten unfallbe-
dingten Arbeitsunféhigkeit wird fir Versicherte, die das
16. Lebensjahr vollendet haben, sofern nicht schon
vorher ein regelmafiges Erwerbseinkommen erzielt
wird, unbeschadet des Anspruchs nach Abs. 2 und 4
eine Mehrleistung als Tagegeld in Hohe von einem
Funfzehntel (1/15) des Mindestbetrages fiir das monatli-
che Pflegegeld nach § 44 Abs. 2 Satz 1 SGB VIl ab
dem vierten Tag der Arbeitsunféhigkeit gewahrt.

(2) An Mehrleistungen zum Verletztengeld und Uber-
gangsgeld werden gewahrt ein etwaiger Unterschieds-
betrag zwischen dem Verletzten- bzw. Ubergangsgeld,
vermindert um die Beitragsanteile des Versicherten zur
Sozialversicherung und dem wegen der Arbeitsunféhig-
keit entgangenen regelmafigen Nettoarbeitsentgelt
oder Nettoarbeitseinkommen.

(3) Das kalendertagliche Nettoarbeitsentgelt oder Net-
toarbeitseinkommen betragt mindestens den 450. Teil
der im Zeitpunkt des Versicherungsfalls maRgebenden
BezugsgroRe (§ 18 Abs. 2 SGB V), bei unter 18-
Jahrigen den 675. Teil.

(4) Bei der Berechnung des Verletzten- bzw. Uber-
gangsgeldes fir Selbstandige gilt als Mindestsatz der
450. Teil der im Zeitpunkt des Versicherungsfalls maf3-
gebenden BezugsgréfRe nach § 18 SGB IV.

(5) Das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen ist bei
der Berechnung von Mehrleistungen bis zu einem Be-
trag in Hohe des 360. Teils des Hbéchstjahresarbeits-
verdienstes (§ 16 Abs. 2 der Satzung) zu berticksichti-
gen.

(6) Mehrleistungen werden fir Kalendertage gezahit.
Sind die Mehrleistungen zum Verletztengeld und Uber-
gangsgeld fur einen ganzen Kalendermonat zu zahlen,
ist dieser mit 30 Tagen anzusetzen.

(7) Anspriiche des Verletzten zum Ausgleich des ent-
gangenen regelmafigen Arbeitseinkommens aus ande-
ren gesetzlichen oder tariflichen Regelungen gehen
dem Anspruch auf Mehrleistungen zum Verletztengeld
und Ubergangsgeld vor.

§4
Mehrleistungen zur Verletztenrente

(1) Die Mehrleistung zu einer Verletztenrente betragt:

a) bei Gewéahrung der Vollrente monatlich das Zweifa-
che des Mindestbetrages fiir das Pflegegeld nach
8§ 44 Abs. 2 SGB VII,

b) bei Gewéahrung einer Teilrente den Teil dieses Be-
trages, der dem Grad der Minderung der Erwerbs-
féhigkeit entspricht, fir den die Rente gewahrt wird.

(2) Die Verletztenrente ohne Schwerverletztenzulage
gem. 8 57 SGB VIl und die Mehrleistungen dirfen
zusammen die in § 94 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII bestimmte



sammen die in § 94 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII bestimmte
Hoéchstgrenze nicht Uberschreiten.

(3) Ein Anspruch auf Mehrleistung zum Verletzten- bzw.
Ubergangsgeld ist nur gegeben, soweit er einen etwai-
gen Anspruch auf Mehrleistung zur Verletztenrente
Ubersteigt.

§5
Mehrleistungen im Todesfall

(1) Die Mehrleistung zum Sterbegeld betragt das
20fache des Mindestbetrages fiir das Pflegegeld nach §
44 Abs. 2 SGB VII. Von der Mehrleistung werden zu-
néchst die durch das Sterbegeld der gesetzlichen Un-
fallversicherung und der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht gedeckten Kosten der Bestattung bestritten
und an den gezabhlt, der die Bestattung besorgt hat.
Verbleibt ein Uberschuss, sind die Sonderrechtsnach-
folger geméaR § 56 SGB | bezugsberechtigt, sofern sie
mit dem Verstorbenen zur Zeit dessen Todes in einem
gemeinsamen Haushalt gelebt haben oder von ihm
wesentlich unterhalten worden sind. Fehlen solche
Berechtigte, kann die Auszahlung in Hartefallen an den
Ehegatten oder Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes, die Kinder, die Eltern oder Ge-
schwister des Verstorbenen erfolgen. Der Rentenaus-
schuss trifft die erforderlichen Entscheidungen zur Per-
son des Bezugsberechtigten und Uber die Auszahlung.

(2) Die Mehrleistungen zu einer Hinterbliebenenrente
betragen:

a) bei einer Hinterbliebenenrente von 20 vom Hundert
des Jahresarbeitsverdienstes (fur Halbwaisen oder
ein zu versorgendes Elternteil) monatlich sechs
Zehntel,

b) Dbei einer Hinterbliebenenrente von 30 vom Hundert
des Jahresarbeitsverdienstes (fur Vollwaisen, ein
zu versorgendes Elternpaar oder Witwen bzw. Wit-
wer) monatlich neun Zehntel,

c) Dbei einer Hinterbliebenenrente von 40 vom Hundert
des Jahresarbeitsverdienstes

fur Witwen oder Witwer, solange sie ein waisenren-
tenberechtigtes Kind erziehen oder fir ein Kind sor-
gen, das wegen kdrperlicher, geistiger oder seeli-
scher Behinderung Anspruch auf Waisenrente hat
oder nur deswegen nicht hat, weil das 27. Lebens-
jahr vollendet wurde,

fur Witwen oder Witwer, die das 45. Lebensjahr
vollendet haben,

fur Witwen oder Witwer, solange sie teilweise oder
voll erwerbsgemindert im Sinne des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch sind,

monatlich zwolf Zehntel des Mindestbetrages fiir
das Pflegegeld nach § 44 Abs. 2 SGB VII.

(3) In den Fallen des § 68 Abs. 3 SGB VI sind die
Mehrleistungen auch dann zu zahlen, wenn die Voraus-
setzungen fir eine Waisenrente in der Person eines der
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im § 1 genannten Versicherten entstanden sind, die
Waisenrente aber nicht gewahrt wird.

(4) Die Hinterbliebenenrenten und die Mehrleistungen
durfen zusammen die in § 94 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII
bestimmte Héchstgrenze nicht Ubersteigen.

(5) In den Fallen des § 80 Abs. 1 SGB VI fallt die Mehr-
leistung weg; eine Abfindung wird nicht gewahrt.

§6
Einmalige Leistungen in besonderen Fallen

(1) Versicherte mit Anspruch auf eine Versichertenrente
nach einer Minderung der Erwerbsfahigkeit mit 80 vom
Hundert oder mehr erhalten neben den Mehrleistungen
nach den 88 3 und 4 der Mehrleistungsbestimmungen
eine einmalige Entschadigung in H6he von 52.000
Euro, wenn sie infolge des Versicherungsfalles einer
Erwerbstéatigkeit nicht mehr nachgehen kénnen.

(2) Bei Tod infolge des Versicherungsfalles wird neben
den Mehrleistungen nach § 5 Abs. 2 eine einmalige
Entschadigung in Héhe von 26.000 Euro gewahrt. An-
spruchsberechtigt sind die Sonderrechtsnachfolger
gem. § 56 SGB I, sofern sie mit dem Verstorbenen zur
Zeit dessen Todes in einem gemeinsamen Haushalt
gelebt haben oder von ihm im Wesentlichen unterhalten
worden sind. Fehlen solche Berechtigte, kann die Aus-
zahlung in Hartefallen an den Ehegatten oder Lebens-
partner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes,
die Kinder, die Eltern oder Geschwister des Verstorbe-
nen erfolgen. Der Rentenausschuss trifft die erforderli-
chen Entscheidungen zur Person des Bezugsberechtig-
ten und Uber die Auszahlung.

(3) Ein Anspruch auf einmalige Entschadigung nach Ab-
satz 1 schlief3t Leistungen nach Absatz 2 bei spaterem
Tod wegen der Folgen des Versicherungsfalles aus.”



ANHANG
zu § 21 der Satzung der
Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
Beitragsordnung

§1
Beitragsgruppen

(1) Die zugehdrigen Unternehmen werden nach Bei-
tragsgruppen veranlagt.

(2) Es gehoren an:

die Stadte und Gemeinden mit
Berufsfeuerwehren,

der Beitragsgruppe 1

die Stadte und Gemeinden mit
standig besetzten Feuerwa-
chen,

der Beitragsgruppe 2
der Beitragsgruppe 3  die sonstigen Gemeinden,

die Landkreise, soweit sie eine
eigene Feuerwehr unterhalten.

der Beitragsgruppe 4

§2
UmlagemalRstab

(1) Fur die Unternehmen der Beitragsgruppen 1 bis 4 ist
Umlagemalstab die Einwohnerzahl. Als Einwohnerzahl
ist die Wohnbevolkerung mafRgebend, die aufgrund
einer Volkszahlung oder Fortschreibez&hlung vom
Landesamt fur Datenverarbeitung und Statistik Bran-
denburg zuletzt vor dem 31. August des Jahres, in dem
die Berechnung der Umlage erfolgt, veréffentlicht wor-
den ist.

§3
Hebesatz, Beitrag

(1) Der fur die Beitragsgruppen 1 bis 4 einheitliche
Hebesatz ergibt sich aus der Division des von den zu-
gehdrigen Unternehmen dieser Beitragsgruppe zu
erbringenden Haushaltsvolumens durch die Anzahl der
auf diese Beitragsgruppen entfallenden Einwohner
unter Beriicksichtigung der zu gewahrenden Ermafi-
gungen bzw. aufzuerlegenden Zuschlage (8 4 der Bei-
tragsordnung). Der Hebesatz ist mit einer Genauigkeit
von einem Hundertstel Cent auszuweisen.

(2) Der Beitrag ergibt sich aus der Multiplikation des
Hebesatzes mit dem jeweils geltenden Umlagemalstab
unter Anrechnung der gemaf § 4 der Beitragsordnung
festgestellten ErmafRigungs- bzw. Zuschlagssatze.

§4
ErméaRigungen und Zuschlage

(1) Der ermittelte Betrag der Entschadigungsleistungen
pro Einwohner der Beitragsgruppe 3 bildet die Berech-
nungsgrundlage fir eventuelle Ermé&Rigungen oder
Zuschlage fur die Beitragsgruppen 1, 2 und 4. Sie ist
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selbst nicht Gegenstand von BeitragsermaRigungen
oder Zuschlagen.

(2) Vom Geschéftsfihrer ist, ausgehend von den durch-
schnittlich in Anspruch genommenen Entschadigungs-
leistungen pro Einwohner der dem Jahr der Beitragsbe-
rechnung vorangegangenen funf Haushaltsjahre, das
prozentuale Verhaltnis der Beitragsgruppen 1, 2 und 4
zur Beitragsgruppe 3 zu ermitteln.

Die Abweichung gegeniiber den 100 % der Beitrags-
gruppe 3 bildet den ErméaRigungs- bzw. Zuschlagssatz
fur die jeweilige Beitragsgruppe, welcher auf volle Pro-
zent zu runden ist.

§5
Ermittlung des geschuldeten Beitrages

(1) Die Vertreterversammlung beschliel3t den Hebesatz
fuir die Beitragsgruppen 1 bis 4 (8 3 Abs. 1 der Bei-
tragsordnung) aufgrund der nach § 21 der Satzung und
den Grundsétzen dieser Beitragsordnung aufgestellten
Beitragsrechnung.

(2) Der Geschéftsfuhrer ermittelt den von dem einzel-
nen Unternehmen geschuldeten Beitrag.

(3) Der so ermittelte Betrag wird auf volle Euro abge-
rundet.

§6
Beitragsbescheid
(1) Uber den nach § 5 ermittelten Beitrag wird dem
Unternehmen ein Beitragsbescheid erteilt, in dem an-
zugeben sind:
1. der Hebesatz,

2. der Umlagemalstab,

3. bei den Beitragsgruppen 1, 2 und 4 der Ermafi-
gungssatz,

4. der zu zahlende Betrag,
5. die Zahlungsfrist.

(2) Der Beitragsbescheid ist schriftlich bekannt zu ge-
ben.

(3) Der Widerspruch gegen den Beitragsbescheid hat
keine aufschiebende Wirkung.

8§87
Falligkeit, Stundung, SAumniszuschlag,
Beitreibung

(1) Die Falligkeit der Beitrage richtet sich nach § 23
Abs. 3 SGB IV.

(2) Der Beitrag kann gestundet werden, wenn dies die
Finanzlage der Kasse zulasst. Eine generelle Stundung
von Beitragsteilen beschlieRt der Vorstand. Uber Stun-
dung im Einzelfall entscheidet der Geschéftsfuhrer.
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(3) Saumniszuschlage werden nach § 24 SGB IV erho-
ben. Fir Saumniszuschlage gelten die 88 5 Abs. 2 und
3,6 Abs. 1 und 3 der Beitragsordnung entsprechend.

(4) Die Beitreibung des Beitrages, der Stundungszinsen
und der Saumniszuschlage richtet sich nach § 66 Abs.
3und 4 SGB X.

§8
Beitragsvorschuss, Nachtragsumlage

(1) Der Vorstand kann, wenn es die Finanzlage der
Kasse erfordert, beschlie3en, dass Unternehmen Vor-
schiisse auf die Beitrage zu leisten haben.

(2) Die Vertreterversammlung kann beschlieRen, dass
eine Nachtragsumlage ausgeschrieben wird, wenn
Beitrage und Betriebsmittel (8§ 21 Abs. 1 und 22 Abs. 1
der Satzung) nicht ausreichen, den Finanzbedarf der
Kasse bis zum Eingang der nachsten ordentlichen
Umlage zu decken.

(3) Fur die Beitragsvorschiisse und die Nachtragsumla-
ge gelten die Vorschriften dieser Beitragsordnung ent-
sprechend.

89
Inkrafttreten

Diese Beitragsordnung findet erstmals Anwendung fur
die Beitragsberechnung des Jahres 2000.

Genehmigung

Die von der Vertreterversammlung am 10. Dezember
1998 beschlossene Satzung der Feuerwehr-Unfallkasse
Brandenburg wird geménR § 34 Abs. 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit § 90 Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch genehmigt.

Potsdam, den 15. Méarz 1999

Ministerium fir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Frauen des
Landes Brandenburg

Im Auftrag

Schattschneider



	Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane      
	Vorsitz in den Selbstverwaltungsorganen
	Beanstandung von Beschlüssen 

	Anzeige des Versicherungsfalles
	Mehrleistungen im Todesfall
	Beitragsordnung

	Beitragsgruppen

